
Dr.  HILDE BENJAMIN,  Vizepresident des Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik

Die Parteiorganisationen im Justizapparat müssen 
die demokratische Gesetzlichkeit festigen helfen

Auf der II. Parteikonferenz forderte Genosse Walter 
U l b r i c h t ,  daß die demokratische Gesetzlichkeit allseitig 
zu festigen ist. Hierbei haben die Organe der Justiz, die 
Gerichte und die Staatsanwaltschaft, besonders mitzuwirken.

Die beiden am 2. Oktober 1952 von der Volkskammer an­
genommenen Gesetze, das Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) 
und die Strafprozeßordnung (StPO), bilden die Grundlage 
für die Organisation und die Tätigkeit unserer Gerichte, 
um als wichtiger Bestandteil unseres Staatsapparats aktiv 
und fördernd beim Aufbau des Sozialismus in der Deutschen 
Demokratischen Republik mitzuwirken. Ihre Hauptaufgabe 
ist es, durch die Rechtsprechung die demokratische Gesetz­
lichkeit zu sichern.

Die Demokratisierung unserer Verwaltung, die entspre­
chend dem Beschluß der II. Parteikonferenz durchgeführt 
wurde, hat damit auf dem Gebiete der Justiz eine wichtige 
Ergänzung gefunden. Die enge Verbindung zwischen den 
Maßnahmen zur weiteren Demokratisierung unserer Ver­
waltung und der neuen Gerichtsverfassung kommt nicht nur 
darin zum Ausdruck, daß sich nunmehr die Struktur der 
Bezirks- und Kreisgerichte voll und ganz mit der Gliederung 
der Deutschen Demokratischen Republik deckt, sondern 
diese äußere Übereinstimmung unserer Gerichtsstruktur mit 
unserer allgemeinen Staatsstruktur entspricht vielmehr auch 
ihrer Übereinstimmung in den Aufgaben und den Grund­
sätzen ihrer Arbeit. Genauso wenig, wie die neue Struktur 
der Verwaltung nur eine organisatorische Änderung be­
deutet, genauso wenig bedeutet das Gerichtsverfassungs­
gesetz, daß nun z. B. die Amtsgerichte einfach in Kreis­
gerichte und die Landgerichte in Bezirksgerichte um­
gewandelt werden. Alle Forderungen, die in dem Refe­
rat des Genossen Walter Ulbricht auf der II. Parteikon­
ferenz in bezug auf die Arbeit unseres Staatsapparats im 
allgemeinen gestellt wurden, gelten voll und ganz auch für 
die Gerichte. Die Aufgaben der Staatsmacht hat Genosse 
Walter U l b r i c h t  wie folgt formuliert:

„Brechung des Widerstandes der gestürzten und enteig- 
neten Großkapitalisten und Großagrarier, Liquidierung 
aller ihrer Versuche, die Macht des Kapitals wieder her­
zustellen.
Organisierung des Aufbaus des Sozialismus mit Hilfe 
des Zusammenschlusses aller Werktätigen um die Arbei­
terklasse.44

Diese Aufgaben finden unmittelbare Anwendung im § 2 
des Gerichtsverfassungsgesetzes. Darin sind folgende Auf­
gaben der Rechtsprechung festgelegt:

a) Der Schutz der auf der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik beruhenden gesellschaftlichen und 
staatlichen Ordnung und ihrer Rechtsordnung?

b) der Schutz und die Förderung der Grundlagen der 
sozialistischen Wirtschaft, vor allem des sozialistischen 
Eigentums und der Volkswirtschaftspläne?

c) der Schutz der verfassungsmäßigen Interessen der poli­
tischen, wirtschaftlichen und kulturellen Organisationen;

d) der Schutz der gesetzlichen Rechte und Interessen der 
Bürger.

Diese Bestimmungen sind schon aus sich heraus verständ­
lich, denn die Ziffer a) bestätigt, daß die Gerichte, die zu 
den Organen unseres Staates gehören, die Funktion des 
Schutzes unserer Republik gegen ihre Feinde zu verwirk­
lichen haben.

Die Ziffer b) bringt im Zusammenhang mit der Fortsetzung 
des Absatzes a), „daß die Gerichte der Deutschen Demokrati­
schen Republik durch ihre Rechtsprechung alle Bürger in 
ihrem beruflichen und persönlichen Leben zu einem verant­
wortungsbewußten Verhalten und zur gewissenhaften Befol­
gung der Gesetze erziehen", die wirtschaftlich-organisato­
rische und kulturell-erzieherische Aufgabe der Gerichte zum 
Ausdruck. Diese Erziehungsfunktion, die den Gerichten ob­
liegt, tritt auch in dem § 2 der Strafprozeßordnung hervor: 
„Das Strafverfahren soll zur Achtung vor dem sozialisti­
schen Gesetz,  zur Achtung vor dem sozialistischen Eigen­
tum, zur Arbeitsdisziplin und zur demokratischen Wach­
samkeit erziehen* m

Eines notwendigen Hinweises bedürfen jedoch die Zif­
fern c) und d). Sie sind ein besonderer Ausdruck des Schutzes 
der individuellen Rechte unserer Bürger und deshalb auch 
der besondere Ausdruck unserer demokratischen Gesetz­
lichkeit.

Die Schöffen helfen, das Vertrauen zur demokratischen 
Gesetzlichkeit zu festigen

Die Schaffung und Festigung der Grundlagen des Sozia­
lismus erfordern, daß die Werktätigen im weitesten Umfange 
zur Rechtsprechung herangezogen werden. Auch hier zeigt 
sich die Übereinstimmung mit den neuen Grundsätzen unserer 
Verwaltung. Genosse Walter Ulbricht erklärte in seinem 
Referat auf der II. Parteikonferenz:

„Wir wollen, daß ein möglichst großer Teil der Bevölke­
rung zur Mitarbeit herangezogen wird..."

Das Gleiche, was für die ehrenamtlichen Mitarbeiter in 
der Verwaltung gilt, ist ebenso gültig für die ehrenamt­
lichen Mitarbeiter in der Justiz, nämlich für unsere Schöffen. 
Deshalb räumen die neuen Gesetze unseren Schöffen einen 
großen Raum ein.

Die Kreisgerichte werden sich durch die Anwendung der 
neuen Gesetze immer mehr zum Schwerpunkt unserer Recht­
sprechung entwickeln. Keine Entscheidung, die das Kreis­
gericht in einer Straf- oder einer Zivilsache fällt, kann ohne 
Schöffen getroffen werden. Dabei werden in Zukunft die 
Kreisgerichte alle Strafsachen entscheiden, mit 
der Verbrechen gegen die Deutschs Demokratische Republik, 
besonH^rs schwerer Wirtschaftsverbrechen, des Mordes und 
solcher Verbrechen, die in ihrer Bedeutung über den Rahmen 
eines Kreises hinausgehen. Sie werden weiter über alle 
Zivilsachen entscheiden, mit Ausnahme der Fälle, in denen 
mindestens eine Partei Träger gesellschaftlichen Eigentums 
ist und der Streitwert 3000 DM überschreitet.
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